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Herrn Nemitz 
 
 
Antrag Drucksache Nr.: 00717/2023 der Fraktion Unab hängige Bürger       
Betreff: Bauvorhaben „Nordumgehung“ stoppen  
 
Beschlussvorschlag: 

1. Die Stadtvertretung spricht sich dafür aus, das Bauvorhaben „Nordumgehung“ zu stoppen. 
2. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, mit dem Ministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus 
und Arbeit Mecklenburg-Vorpommern sowie gegebenenfalls weiteren Beteiligten Gespräche mit dem 
Ziel zu führen, sich für eine Streichung des Bauvorhabens „Nordumgehung“ (Projektnummer B104-
G10-MV-T3-MV) aus dem Bundesverkehrswegeplan 2030 einzusetzen.  
3. Der Stadtvertretung ist spätestens zur Juli-Sitzung 2023 über den Ausgang des Gesprächs (ggf. der 
Gespräche) zu berichten. 
 
Aufgrund des vorstehenden Beschlussvorschlags nimmt die Verwaltung hierzu Stellung: 

1. Rechtliche Bewertung (u.a. Prüfung der Zulässigk eit; ggf. Abweichung von bisherigen 
Beschlüssen der Stadtvertretung) 

Aufgabenbereich: Eigener Wirkungskreis       

Der Antrag ist rechtlich zulässig. Es muss aber darauf hingewiesen werden, dass diese Maßnahme 
eine Bundesmaßnahmen ist, die im Deutschen Bundestag als Gesetz beschlossen wurde und keine 
Maßnahme des Landes oder eines Landesministeriums ist.  
Es wird auf den Beschluss der StV vom 28.03.2022 zum Antrag 00195/2021 "Der Klimawandel verlangt 
Handeln – Auf Straßenneubauvorhaben verzichten" verwiesen. Die seinerzeitige Stellungnahme der 
Verwaltung ist als Anlage beigefügt.  
 
2. Prüfung der finanziellen Auswirkungen 

Art der Aufgabe: Pflichtige Aufgabe       

Kostendeckungsvorschlag entsprechend § 31 (2) S. 2 KV: Nicht erforderlich.  
 
Einschätzung zu voraussichtlich entstehenden Kosten (Sachkosten, Personalkosten): 

(nicht relevant) 
 
3. Empfehlung zum weiteren Verfahren 

Es wird empfohlen:  Entscheidung obliegt der Stadtvertretung. 
 

 
 
Bernd Nottebaum 






